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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

zu dem von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurf eines Elften Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
— Drucksache 10/773 — 


A. Problem 

Die Tagessätze des Wehrsoldes, die besondere Zuwendung 
und das Entlassungsgeld sind zuletzt mit Wirkung vom 1. Juli 
1981 erhöht worden. Seit diesem Zeitpunkt hat besonders in 
den Bereichen, für die der Wehrsold verwandt wird, ein Kauf- 
kraftverlust stattgefunden, der durch die Erhöhung ausgegli- 
chen werden soll. 


B. Lösung 

1. Anhebung der Tagessätze des Wehrsoldes in allen Wehr- 
soldgruppen um 1 DM, 

2. Erhöhung der besonderen Zuwendung um 30 DM von 270 
DM auf 300 DM, 

3. Erhöhung der Monatsbeträge des Entlassungsgeldes bei 
Ledigen von 70 DM auf 75 DM und bei Verheirateten von 
80 DM auf 85 DM. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die jährlichen Mehrkosten betragen 

im Bundeswehrbereich 
im Zivilbereich 
zusammen 


105 Mio. DM 
15 Mio. DM 
120 Mio. DM. 
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Die Mehrkosten für 1984 sind im Rahmen des Kürzungsantra- 
ges zum Einzelplan 14 „Bundesminister der Verteidigung“ 
(Drucksache 10/754) voll gedeckt. Im übrigen geht die SPD- 
Fraktion davon aus, daß die Bundesregierung die ab 1985 
erforderlichen Mittel in die mittelfristige Finanzplanung ein- 
gestellt hat, weil sie öffentlich die Erhöhung des Wehrsoldes 
für 1985 angekündigt hat. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Elften Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 
— Drucksache 10/773 — abzulehnen. 

Bonn, den 4. Mai 1984 

Der Verteidigungsausschuß 

Biehle Berger Jungmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Berger und Jungmann 


Der von der Fraktion der SPD am 6. Dezember 1983 
eingebr achte Gesetzentwurf wurde in der 47. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 19. Januar 
1984 an den Verteidigungsausschuß federführend 
sowie zur Mitberatung an den Innen aus schuß und 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Innenausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
28. März 1984 mit dem Gesetzentwurf befaßt und 
bei Stimmengleichheit dem federführenden Vertei- 
digungsausschuß empfohlen, den Gesetzentwurf ab- 
zulehnen. 

Am 3. Mai 1984 hat der Haushaltsausschuß den Ge- 
setzentwurf beraten und die Erhöhung des Wehr- 
soldes mit Wirkung vom 1. Januar 1984 mit Mehr- 
heit abgelehnt. Der Haushaltsausschuß erwartet je- 
doch vom federführenden Verteidigungsausschuß 
eine Initiative, um gegebenenfalls den Wehrsold zu 
einem späteren Zeitpunkt, noch im Verlauf des Jah- 
res 1984, zu erhöhen. 


Der Verteidigungsaus schuß hat am 4. Mai 1984 den 
Gesetzentwurf . der SPD abschließend beraten und 
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abge- 
lehnt. 

Mit großer Mehrheit hat daraufhin der Verteidi- 
gungsausschuß der Absicht der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP, einen Gesetzentwurf mit fol- 
gendem Inhalt 

— Der Wehrsold soll zum 1. Oktober 1984 den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen angepaßt, d. h. ange- 
messen erhöht werden, und zwar um 1 DM pro 
Tag. Gleichzeitig soll das Weihnachtsgeld um 40 
DM und das Entlassungsgeld um 60 DM, bezo- 
gen auf eine Grundwehrdienstzeit von 15 Mona- 
ten, erhöht werden. 

— Diese Erhöhung soll im Jahre 1984 durch Ein- 
sparungen im Einzelplan 14, also ohne eine Er- 
höhung des Gesamtansatzes finanziert werden. 

einzubringen, zugestimmt. 


Bonn, den 4. Mai 1984 


Berger Jungmann 

Berichterstatter 
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